
 

 

Sächsischer Landtag 
8. Wahlperiode 

Antrag 

der Fraktion Die Linke 

Situation der alleinerziehenden Familien in Sachsen verbessern: 

Rahmenbedingungen für Unterhaltsvorschusszahlungen anpassen, Kommunen 

entlasten!   

Der Landtag möge beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, 

zur spürbaren Verbesserung der Situation der alleinerziehenden Familien in Sachsen die 

derzeitig bestehenden Rahmenbedingungen für Unterhaltsvorschusszahlungen mit den 

folgenden Maßnahmen zu ändern: 

1. deutliche Steigerung der Quoten der Rückzahlung von Unterhaltsvorschussleistungen 

von unterhaltspflichtigen Elternteilen (Rückgriffsquoten) durch 

a) die Vorlage einer Gesetzesinitiative zur Beratung und Beschlussfassung des 

Landtages, mit der – nach dem Vorbild des Bundeslandes Nordrhein-Westfalen – die 

mit der Rückforderung und Rückzahlung des Unterhaltsvorschusses nach § 7 des 

Unterhaltsvorschussgesetzes zusammenhängenden Aufgaben auf das Landesamt 

für Steuern und Finanzen und den diesem nachgeordneten Finanzämtern übertragen 

werden.  

b) die Beschleunigung der Digitalisierung und Automatisierung der Verwaltungs-

vorgänge im Bereich der Unterhaltsvorschussleistungen. 

c) die Verschlankung der Verfahrung durch eine Vereinfachung der 

Berechnungsgrundlagen der Unterhaltspflichtigen, insbesondere für Selbstständige. 

2. unverzügliche Einbringung einer Gesetzesinitiative des Freistaates Sachsen in den 

Bundesrat zur Änderung des § 2 Absatz 2 des Unterhaltsvorschussgesetzes, mit der                    

– der Empfehlung der Sachverständigenkommission für den Zehnten Familienbericht 
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„Unterstützung allein- und getrennterziehender Eltern und ihrer Kinder – Bestands-

aufnahme und Handlungsempfehlungen“1 folgend – künftig sichergestellt wird, dass das 

Kindergeld nur noch zur Hälfte auf den Unterhaltsvorschuss angerechnet wird, 

entsprechend der Regelung zur Anrechnung des hälftigen Kindergeldes bei den direkten 

Unterhaltszahlungen. 

 

Begründung: 

Mehr als 40 Prozent der ca. 135 000 alleinerziehenden Familien in Sachsen leben in Armut. 

Die Armutsgefährdungsquote bei Alleinerziehenden ist seit Jahren konstant hoch – die 

höchste unter allen Familienformen. Und das, obwohl mehr als 80 Prozent der 

Alleinerziehenden in Sachsen erwerbstätig sind, die meisten von ihnen sogar in Vollzeit. 

Arm trotz Arbeit ist somit leider bittere Realität für viele Alleinerziehende. Die Ursachen für 

die hohe Armutsquote unter Alleinerziehenden sind vor allem struktureller Natur, u.a. ein zu 

wenig flexibler Arbeitsmarkt. Aber auch fehlende Unterhaltszahlungen durch den 

nichtbetreuenden Elternteil erhöhen das Armutsrisiko Alleinerziehender.  

Leben Kinder vorrangig bei einem Elternteil, ist der andere Elternteil zu Unterhaltszahlungen 

verpflichtet. Die Höhe des Unterhalts richtet sich nach dem Alter des Kindes und orientiert 

sich an der sogenannten Düsseldorfer Tabelle. Ab dem Jahr 2026 beträgt der monatliche 

Mindestunterhalt für Kinder von 0 – 5 Jahren 486 Euro im Monat, wovon nach derzeitiger 

Rechtslage das Kindergeld zur Hälfte abgezogen wird, sodass ein Betrag von 356,50 Euro 

durch den nichtbetreuenden Elternteil zu leisten ist. Bleiben Unterhaltszahlungen aus, sind 

sie nicht vollständig oder kommen nur sehr unregelmäßig, springt der Staat ein und zahlt 

den Alleinerziehenden auf Antrag den sogenannten Unterhaltsvorschuss. Ab dem Jahr 

2026 beträgt der monatliche Unterhaltsvorschuss für Kinder von 0 – 5 Jahre 227 Euro. Der 

Betrag ist deutlich niedriger als der direkte Unterhalt, da hier das komplette Kindergeld 

abgezogen wird.  

 

Alleinerziehende tragen damit allein die finanziellen Einbußen für den nichtzahlenden 

unterhaltspflichtigen Elternteil.  

 

Die Forderung der nur hälftigen Anrechnung des Kindergeldes auf den Unterhaltsvorschuss 

tragen Fachverbände schon seit Jahren vor. Auch die Sachverständigenkommission stellte 

im Zehnten Familienbericht „Unterstützung allein- und getrennterziehender Eltern und ihrer 

Kinder – Bestandsaufnahme und Handlungsempfehlungen“ fest: „Die Ungleichbehandlung 

besteht […] darin, dass für Kinder, die den privatrechtlichen Mindestunterhalt vom 

getrenntlebenden Elternteil erhalten, noch zusätzlich das halbe Kindergeld zur Verfügung 

steht. […] Weil das Ausmaß der materiellen Versorgung zentral über Lebenschancen und 

Persönlichkeitsentwicklung von Kindern entscheidet, ist […] Fall von einem strengen 

Maßstab der Gleichheitsprüfung auszugehen. Rechtssystematisch überzeugend ist die nur 

 
1 https://www.bmbfsfj.bund.de/resource/blob/254524/8aa3c1aeea2f0076cd6fd08f932b1c4b/zehnter-
familienbericht-bundestagsdrucksache-data.pdf  

https://www.bmbfsfj.bund.de/resource/blob/254524/8aa3c1aeea2f0076cd6fd08f932b1c4b/zehnter-familienbericht-bundestagsdrucksache-data.pdf
https://www.bmbfsfj.bund.de/resource/blob/254524/8aa3c1aeea2f0076cd6fd08f932b1c4b/zehnter-familienbericht-bundestagsdrucksache-data.pdf
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hälftige Anrechnung des Kindergelds beim Unterhaltsvorschuss […] Daher liegt es nahe, 

nur das halbe Kindergeld, das dem getrenntlebenden Elternteil zusteht, vom 

Mindestunterhalt abzuziehen.“2 Der vorliegende Antrag unterstreicht diese Forderung 

erneut und soll darauf hinwirken, einen Vorstoß in diese Richtung einzuleiten.  

Die Aufgaben nach dem Unterhaltsvorschussgesetz (UhVorschG) erfüllen im Freistaat 

Sachsen die Landkreise und kreisfreien Städte als Weisungsaufgabe (§ 1 Abs. 1 

SächsAüGUVG). Dazu sind in den Jugendämtern Unterhaltsvorschussstellen eingerichtet 

worden. Diese sind für die Unterhaltszahlungen und die Rückforderungen gegenüber 

nichtzahlenden Elternteilen (Rückgriff) zuständig.  

Seit Jahren sind die sogenannten Rückgriffsquoten extrem niedrig, im Jahr 2024 wurden 

lediglich 16 Prozent der für den Unterhaltsvorschuss verausgabten 184 Mio. Euro durch 

Rückgriffe wieder eingebracht. Rückgriffe bleiben erfolglos, wenn beispielsweise der 

zahlungspflichtige Elternteil selbst über zu wenig Finanzkraft verfügt oder aber nicht 

auffindbar ist. Die Suche nach den säumigen Elternteilen ist mitunter sehr zeitaufwendig 

und von den Jugendämtern kaum zu leisten.  

Um die Jugendämter zu entlasten und gleichzeitig zu unterstreichen, dass es sich bei der 

Rückforderung von Unterhaltsvorschüssen nicht um eine familienpolitische Maßnahme, 

sondern vielmehr um einen reinen finanztechnischen Vorgang handelt, sollen nach dem 

Vorbild des Bundeslandes Nordrhein-Westfalens die Vorgänge im Zusammenhang mit dem 

Unterhaltsvorschuss, also die Rückzahlung und die Rückgriffe, von den Jugendämtern auf 

die Behörden der Finanzverwaltung übertragen werden. In Nordrhein-Westfalen konnten 

mit der Übertragung auf die Finanzverwaltung im Jahr 2019 zumindest leichte Steigerungen 

bei den Rückgriffen verzeichnet werden.  

Das Ziel besteht darin, die Rückgriffsquoten deutlich zu erhöhen, auch um letztlich so darauf 

hinzuwirken, dass Unterhaltszahlungen künftig direkt an den betreuenden Elternteil geleistet 

werden ohne den Umweg über den Unterhaltsvorschuss. 

Weiterhin soll durch die Automatisierung von Vorgängen und Digitalisierung der Abläufe der 

Prozess beschleunigt werden, wodurch ebenfalls der Verjährung von Ansprüchen begegnet 

werden soll.   

Die mit dem vorliegenden Antrag von der Fraktion Die Linke vorgeschlagenen Maßnahmen 

sollen mit dazu beitragen, die nicht hinnehmbaren hohen Armutsquoten unter 

Alleinerziehenden zu verringern. 

 

Dresden, den 15. Dezember 2025 

 

 

 

Susanne Schaper 

Fraktionsvorsitzende 
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